
ter zahlen. Diese Verpflichtungen seien bei der Unter­
haltsbemessung zu berücksichtigen.
Gegen diese Entscheidung richtet sich die Berufung 
der Klägerin, soweit sie den Zeitpunkt der Unterhalts­
leistung betrifft. Die Berufung hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Das Stadtbezirksgericht hat sich zwar bemüht, den für 
die Entscheidung erforderlichen Sachverhalt aufzuklä­
ren. Da es jedoch nicht eingehend die Anspruchsgrund­
lage geprüft hat, ist es zu einer fehlerhaften Entschei­
dung gekommen.
Entsprechend dem Hinweis aus § 55 Abs. 2 FGB, daß 
Vaterschaftsanerkennung und Zahlungsverpflichtung 
möglichst gleichzeitig abgegeben werden sollen, hat das 
Referat Jugendhilfe die Erklärung des Verklagten zur 
Leistung von Unterhalt an das Kind in die Urkunde 
aufgenommen. Eine solche Erklärung ist ihrem Charak­
ter nach eine einseitige Verpflichtungserklärung; sie 
bedarf nicht der Zustimmung des gesetzlichen Vertre­
ters des Kindes (vgl. FGB-Kommentar, Berlin 1970, 
Anm. 3.1. zu § 55 [S. 266]).
Das Referat Jugendhilfe ist bei der Beurkundung von 
dem vom Verklagten angegebenen Nettoeinkommen 
von 1300 M ausgegangen. Eine Einkommensbescheini­
gung hat der Verklagte dem Referat erst nach Beur­
kundung seiner Verpflichtungserklärung vorgelegt.
Die Klägerin hat Zweifel hinsichtlich der Angaben des 
Verklagten über seine Einkommensverhältnisse vorge­
tragen. Sie hat ein berechtigtes Interesse, durch Klage 
die Angemessenheit der eingegangenen Unterhaltsver- 
pflichtung überprüfen zu lassen. Eine solche Klage ist 
nach §55 Abs. 2 Satz 2 FGB zulässig; sie ist — anders 
als die Unterhaltsabänderungsklage gemäß §§ 46, 
22 FGB — nicht an eine Veränderung der wirtschaft­
lichen Verhältnisse gebunden (vgl. FGB-Kommentar, 
a. a. O., Anm. 2.2. zu §55 [S. 265]). Wird im Ergebnis 
der Überprüfung der Unterhaltshöhe festgestellt, daß 
diese nicht den Grundsätzen der Richtlinie Nr. 18 des 
Plenums des Obersten Gerichts über die Bemessung 
des Unterhalts für minderjährige Kinder vom 14. April 
1965 (GBl. II S. 331) entspricht, so ist die Änderung des 
Unterhaltssatzes, sofern es sich um eine Erhöhung han­
delt, rückwirkend ab Beginn des Anspruchs auszuspre­
chen (vgl. FGB-Kommentar, a. a. O., S. 266).
Der Verklagte hat, wie das auch im erstinstanzlichen 
Verfahren festgestellt wurde, seine Einkommensver­
hältnisse unvollständig dargelegt. Die beigezogene Be­
scheinigung vom 30. Juni 1970 weist aus, daß er als Ge­
werbetreibender nach Abzug der Gewinnsteuer für das 
Jahr 1969 ein Nettoeinkommen von 25 149 M erzielte. 
Demnach ist bed der Unterhaltsbemessung von einem 
anrechenbaren monatlichen Nettoeinkommen von etwa 
2 090 M auszugehen.
Der Verklagte hat für imbefristete Zeit monatlich 
500 M Unterhalt an seine geschiedene Ehefrau und mo­
natlich 300 M für seine Tochter aus dieser Ehe zu zah­
len. Unter Berücksichtigung dieser Unterhaltsverpflich­
tungen hat der Verklagte ab Geburt des Kindes Holger 
für dieses einen monatlichen Unterhalt von 145 M bis 
zur Vollendung des 12. Lebensjahres und danach einen 
solchen von 170 M bis zur Erreichung der wirtschaft­
lichen Selbständigkeit zu leisten, und zwar von der Ge­
burt des Kindes ab.
Auf die Berufung der Klägerin war daher das erstin­
stanzliche Urteil abzuändern. § 20 Abs. 2 FGB (Be­
schränkung einer rückwirkenden Zahlungsverpflich­
tung auf höchstens ein Jahr) gilt bei begründeten Kla­
gen auf Überprüfung der Angemessenheit des Unter­
halts nicht, so daß rückwirkend ab Geburt des Kindes 
der gesetzlich zulässige Unterhalt zu zahlen ist, wenn 
das klagende Kind oder sein gesetzlicher Vertreter 
einen entsprechenden Antrag gestellt hat.
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